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Wesentliche Änderung der Anlagebedingungen des Sondervermögens Value Intelligence ESG Fonds AMI  
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
heute möchten wir Sie über eine Änderung der Besonderen Anlagebedingungen des Sondervermögens 
Value Intelligence ESG Fonds AMI informieren, die mit Wirkung zum 01.10.2024 in Kraft treten. 
 
Nach sorgfältiger Überprüfung und umfassender Analyse der aktuellen Marktbedingungen wurde der 
Prozentsatz der Verwaltungsvergütung, die dem Sondervermögen jährlich maximal entnommen werden 
kann, um 0,15 % p.a. erhöht. Die Erhöhung wird in der Retail-Anteilklasse für vertriebliche Zwecke 
verwendet und kommt weder der Verwaltungsgesellschaft, noch dem Anlageberater zugute. Für die 
institutionellen Anteilsklassen wird dem Sondervermögen in diesem Zuge kein höherer Prozentsatz 
entnommen. 
 
Die Besonderen Anlagebedingungen (BAB) des Sondervermögens werden wie nachfolgend erläutert 
geändert. 
 

1. Hinsichtlich der Allgemeinen Anlagebedingungen (AAB) für OGAW-Sondervermögen unserer 
Gesellschaft verweisen wir auf die für das Sondervermögen „Globale Aktien Quant GET Capital“ am 
16.07.2024 veröffentlichten AAB.  

2. Die Besonderen Anlagebedingungen (BAB) des Sondervermögens werden wie nachfolgend erläutert 
geändert.  

a. In § 2 Nr.2 BAB wird die Formulierung zur Kapitalbeteiligungsquote an das aktuelle Muster des 
Bundesverbands für Investmentvermögen angepasst. 

b. In § 2 Nr. 5 BAB wird die Investitionsmöglichkeit in Investmentanteile weitergehend konkretisiert.  

c. In § 4 BAB werden die Merkmale hinsichtlich derer Anteilklassen sich unterscheiden dürfen 
eingeschränkt. 

d. § 6 Nr. 5 BAB wird gestrichen. 

e. In § 7 BAB wird die Kostenregelung an die aktuelle BaFin-Musterkostenklausel angepasst. Dies 
betrifft insbesondere: 

28. August 2024 

Dauerhafter Datenträger 



 

 
 

aa.  Die Formulierung der Vergütung der Gesellschaft (Verwaltungsvergütung), welche ebenfalls 
von 1,45 % p.a. auf 1,60 % p.a. erhöht wird; 

bb. Die Formulierung der Vergütung der Verwahrstelle; 

cc. Die Formulierung der Vergütung Dritter; 

dd. Die Formulierung des zulässigen jährlichen Höchstbetrags der Vergütungen, welcher durch die 
Erhöhung der Verwaltungsvergütung in § 7 Nr. 1 ebenfalls um 0,15 % steigt; 

ee. Innerhalb des Aufwendungstatbestands (§ 7 Nr. 5) wurden die Entnahmemöglichkeit für 
Kosten von dauerhaften Datenträgern weitergehend konkretisiert; eine Entnahmemöglichkeit 
für Kosten von Wertpapierdarlehensgeschäften und Wertpapierpensionsgeschäften 
aufgenommen; die Entnahmemöglichkeit für Transaktionskosten ist nunmehr Teil dieses 
Abschnitts und die Formulierungen zu den Kosten für die Bereitstellung von Analysematerial 
und -dienstleistungen sowie zur Entnahmemöglichkeit von Steuern wurden angepasst. 

ff. Zudem wurde eine Abrechnungsperiode für die Entnahme der Vergütungen und 
Aufwendungen eingeführt. 

f. Darüber hinaus gab es vereinzelte redaktionelle Anpassungen. 
 
 
Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) hat dieser Änderung der Besonderen 
Anlagebedingungen mit Bescheid vom 07.08.2024 zugestimmt. Eine gesonderte Zustimmung der Anleger 
ist nicht erforderlich. Sollten Sie jedoch mit der oben beschriebenen Änderung nicht einverstanden sein, 
haben Sie die Möglichkeit, Ihre Anteile an die Ampega Investment GmbH zurückzugeben. Die Ampega 
Investment GmbH wird dafür keine Kosten berechnen. 
 
Dieses Angebot gilt bis einschließlich 30.09.2024, 16:00 Uhr. Die Frist kann, von der Ihrer depotführenden 
Stelle abweichen. Maßgeblich ist der Orderschluss Ihrer depotführenden Stelle. Möchten Sie von diesem 
Angebot Gebrauch machen, wenden Sie sich bitte an Ihren Vermittler oder Ihre depotführende Bank. 
 
Für Ihre Fragen stehen wir Ihnen telefonisch unter +49 221 · 790 799 – 799 oder per E-Mail unter 
fonds@ampega.com zur Verfügung. Unsere Kontaktdaten finden Sie ebenfalls im Internet unter 
www.ampega.de. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Ampega Investment GmbH 
Die Geschäftsführung 
 
 
 

mailto:fonds@ampega.com
http://www.ampega.de/


 

 

 

 

 

Besondere Anlagebedingungen 

zur Regelung des Rechtsverhältnisses  

zwischen den Anlegern und 

der Ampega Investment GmbH, Köln, 

(„Gesellschaft“) 

für das von der Gesellschaft verwaltete 

Sondervermögen gemäß der OGAW-Richtlinie 

Value Intelligence ESG Fonds AMI, 

die nur in Verbindung mit den  

für dieses Sondervermögen von 

der Gesellschaft aufgestellten 

„Allgemeinen Anlagebedingungen“ 

gelten. 
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ANLAGEGRUNDSÄTZE UND ANLAGEGRENZEN 

§ 1 
Vermögensgegenstände 

Die Gesellschaft darf für das OGAW-Sondervermögen folgende Vermögensgegenstände 

erwerben: 

 

1. Wertpapiere gemäß § 5 der Allgemeinen Anlagebedingungen (nachfolgend AABen)  

 

2. Geldmarktinstrumente gemäß § 6 der AABen, 

 

3. Bankguthaben gemäß § 7 der AABen, 

 

4. Investmentanteile gemäß § 8 der AABen, 

 

5. Derivate gemäß § 9 der AABen, 

 

6. Sonstige Anlageinstrumente gemäß § 10 AABen.  

 

 

§ 2  
Anlagegrenzen 

1. Bis zu 100% des Wertes des OGAW-Sondervermögens dürfen in Wertpapiere nach 

Maßgabe des § 5 der AABen angelegt werden. Hierbei handelt es sich im Wesentlichen 

um Aktien und Renten. Die in Pension genommenen Wertpapiere sind auf die Anlage-

grenzen des § 206 Absatz 1 bis 3 KAGB anzurechnen. 

 

2. Gleichzeitig gilt auch die folgende Anlagegrenze: 

 

Mindestens 25 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens werden in solche Kapital-

beteiligungen i. S. d. § 2 Absatz 8 Investmentsteuergesetz angelegt, die nach diesen 

Anlagebedingungen für das OGAW-Sondervermögen erworben werden können („Misch-

fonds“). Dabei können die tatsächlichen Kapitalbeteiligungsquoten von Ziel-Investment-

fonds berücksichtigt werden. Bei der Ermittlung des Umfangs des in Kapitalbeteiligun-

gen angelegten Vermögens werden die Kredite entsprechend dem Anteil der Kapitalbe-

teiligungen am Wert aller Vermögensgegenstände abgezogen. 
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3. Bis zu 75 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens dürfen in Geldmarktinstrumenten 

gemäß § 6 der AABen angelegt werden. Die in Pension genommenen Geldmarktinstru-

mente sind auf die Anlagegrenzen des § 206 Absatz 1 bis 3 KAGB anzurechnen. 

 

4. Bis zu 49 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens dürfen in Bankguthaben nach 

Maßgabe des § 7 Satz 1 der AABen gehalten werden.  

 

5. Bis zu 10 % des Wertes des OGAW-Sondervermögens dürfen in Investmentanteilen 

nach Maßgabe des § 8 der AABen inklusive börsengehandelter Fondsarten (ETFs) ange-

legt werden. Zulässig ist hierbei der Erwerb von Anteilen an Aktienfonds, Rentenfonds, 

Geldmarktfonds und Mischfonds, die jeweils bis zu 100 % der erworbenen Investmentan-

teile betragen dürfen. Die in Pension genommenen Investmentanteile sind auf die Anla-

gegrenzen der §§ 207 und 210 Absatz 3 KABG anzurechnen. 

 

6. Die Gesellschaft kann im Rahmen der Verwaltung des OGAW-Sondervermögens Deri-

vate nach Maßgabe des § 9 der AABen einsetzen. Das Nähere regelt der Verkaufspros-

pekt.  

 

7. Bei allen Investitionsentscheidungen werden zudem die UN-Prinzipien für verantwortli-

ches Investieren („UN-PRI“) zu Grunde gelegt. Hierbei werden Kriterien in Bezug auf 

ökologische und soziale sowie Fragen zur guten Unternehmensführung (ESG) in alle In-

vestmententscheidungen einbezogen, um das Ergebnis eines Anlageportfolios (in unter-

schiedlichem Ausmaß je nach Unternehmen, Branche, Region, Anlageklasse und über 

verschiedene Zeiträume) beeinflussen zu können. Das Nähere regeln die folgenden Ab-

sätze. 

8. Die Auswahl der Vermögensgegenstände erfolgt zunächst nach dem sog. Better-than-

Average-Ansatz. Aus dem Anlageuniversum sollen somit diejenigen Unternehmen aus-

gewählt werden, die überdurchschnittliche Nachhaltigkeitsleistungen erbringen. Nach 

diesem Prinzip werden die Unternehmen innerhalb einer Branche direkt miteinander ver-

glichen und auf ihre Nachhaltigkeit überprüft. Es werden stets die Anlageobjekte bevor-

zugt, die die Nachhaltigkeitskriterien Environmental, Social und Governance („ESG“) je-

weils überdurchschnittlich erfüllen, also besser als der Durchschnitt („better-than-
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Average“) sind. Dies bedeutet, dass bei der Auswahl der Vermögensgegenstände neben 

dem finanziellen Erfolg folgende ESG-Kriterien beispielsweise berücksichtigt werden: 

Umwelt („Environmental“): Vermeidung von Klimatransitionsrisiken, Erhaltung von Flora 

und Fauna, Schutz der natürlichen Ressourcen und der Atmosphäre, Begrenzung der 

Bodenverschlechterung und des Klimawandels, Vermeidung von Eingriffen in Ökosys-

teme und Verlusten der biologischen Vielfalt.  

Soziales („Social“): Allgemeine Menschenrechte, Verbot von Kinder- und Zwangsarbeit, 

Einhaltung der Gleichbehandlungsgrundsätze, Faire Arbeitsbedingungen und angemes-

sene Entlohnung.  

Unternehmensleitsätze („Governance“): Einhaltung von Unternehmensethik und Prinzi-

pien der Korruptionsbekämpfung gemäß UN Global Compact, Leitsätze der guten Un-

ternehmensführung sowie Regelungen zur Verhinderung der Geldwäsche und Terroris-

musfinanzierung. 

Dieser „Better-than-Average“-Ansatz fördert den Wettbewerb hin zu mehr Natur-, Sozial- 

und Kulturverträglichkeit. Der Auswahlprozess erfolgt über eine Würdigung von ESG-

Scores sowie einem Ratingvergleich. Im Ergebnis umfasst das Investmentuniversum 

damit Unternehmen, die im Industrievergleich eine führende ESG-Leistung zeigen und 

sich in besonderem Maße für eine nachhaltige Entwicklung engagieren. Dies bedeutet, 

dass die Kapitalverwaltungsgesellschaft unter Berücksichtigung der vorstehenden Krite-

rien keine feststehende Auswahl von Vermögensgegenständen innerhalb einer Branche 

oder eines Sektors erwirbt, sondern Über- und Untergewichtungen einzelner Branchen 

oder Sektoren vornehmen kann. Dies kann dazu führen, dass einzelne Branchen oder 

Sektoren bei der Auswahl der Vermögensgegenstände nicht berücksichtigt werden, 

während aus anderen Branchen oder Sektoren bei entsprechend positiver Beurteilung 

durch die Kapitalverwaltungsgesellschaft eine Vielzahl von Vermögensgegenständen 

ausgewählt wird. 

Außerdem sind Unternehmen erfasst, die bei ihrer Geschäftstätigkeit die in Art. 2 Nr. 17 

der Verordnung (EU) 2019/2088 genannten Governance-Aspekte beachten. Die Bewer-

tung der Environmental-, Social-, Governance - Merkmale der Investitionen basiert auf 
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Informationen von spezialisierten externen Datenanbietern sowie auf eigenen Analysen. 

Das Nähere regelt der Verkaufsprospekt. 

 

9. Nachfolgend werden Ausschlusskriterien definiert, um die Emittenten von vornherein 

auszuschließen, die den Grundsätzen zur Nachhaltigkeit („ESG“) nur unzureichend 

Rechnung tragen.  Hierdurch ist sichergestellt, dass keines der in Art. 2 Nr. 17 der Ver-

ordnung (EU) 2019/2088 genannten Umwelt- und Sozialziele bzw. in Art. 9 der Verord-

nung (EU) 2020/852 genannten Umweltziele erheblich beeinträchtigt wird.   

Investitionen in Unternehmen, die einen Umsatzanteil von mehr als 10% aus der Ener-

giegewinnung oder dem sonstigen Einsatz von fossilen Brennstoffen (exklusive Gas und 

Atomstrom) generieren, sind ausgeschlossen. Gleiches gilt für Emittenten, die einen 

Umsatzanteil von mehr als 10% aus der Förderung von Kohle und Erdöl erzielen. In Un-

ter-nehmen, die mehr als 10% ihrer Umsätze aus dem Anbau, der Exploration und 

Dienst-leistungen für Ölsand und Ölschiefer erzielen, wird nicht investiert. 

Unternehmen, die gegen den UN-Global Compact verstoßen, gelten als nicht investier-

bar. Diese Prinzipien beziehen neben Menschenrechten, Arbeitsnormen und Maßnah-

men zur Korruptionsprävention auch das Vorsorgeprinzip im Umgang mit Umweltprob-

lemen, insbesondere in Bezug auf Biodiversität, Wasserverbrauch und Abfall ein. Außer-

dem beinhalten die UN Global Compact Prinzipien Kriterien gegen Diskriminierung und 

Maßnahmen zur Förderung von Chancengleichheit & Diversität.  

Eine Menschenrechtskontroverse oder eine Kontroverse im Bereich der Arbeitsrechte 

liegt insbesondere dann vor, wenn ein Unternehmen in seinem Wirkungsbereich allge-

mein anerkannte Normen, Prinzipien und Standards zum Schutz der Menschenrechte 

nachweislich oder mutmaßlich in erheblichem Maße missachtet. Abgedeckt werden in 

diesem Zusammenhang auch die Themenbereiche Zwangsarbeit, Kinderarbeit und Dis-

kriminierung. Als Bewertungsrichtlinien für Kontroversen im Bereich der Umweltproble-

me werden u.a. das Prinzip der besten verfügbaren Technik (BVT) sowie internationale 

Umweltgesetzgebungen herangezogen. 

Investitionen in Unternehmen, die im Zusammenhang mit geächteten Waffen (gemäß 

„Ottawa-Konvention“, „Oslo-Konvention“ und den UN-Konventionen „UN BWC“, „UN 

CWC“) stehen, werden nicht getätigt.  
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Bei Investitionen in Staaten werden Länder mit einer niedrigen Nachhaltigkeitsbewer-

tung (Länder, die in die letzte Kategorie im Ranking anerkannter Datenanbieter fallen 

und da-mit ein schwerwiegendes Risiko für das langfristige Wohlergehen des Landes 

haben) ausgeschlossen. Näheres zur Nachhaltigkeitsbewertung regelt der Verkaufs-

prospekt. Dimensionen der Bewertung umfassen Umwelt-, Soziale- und Regierungsakti-

vitäten, die internationalen Konventionen und Normen entsprechen. Hierfür wird eine 

Analyse relevanter Kontroversen, wie beispielsweise Versammlungs- und Vereinigungs-

freiheit, Korruption, Umweltverschmutzung oder Meinungsfreiheit zu Grunde gelegt. Au-

ßerdem werden der Schutz der Menschenrechte, gesellschaftliches Engagement, Ein-

haltung der Datenschutzregelungen, Schutz der Minderheiten, Pressefreiheit und 

Rechtsstaatlichkeit, sowie Grundsätze für Produktsicherheit und die Möglichkeit zur poli-

tischen Einflussnahme und Transparenz berücksichtigt. Staaten, die gegen globale 

Normen wie den „Freedom House Index“ verstoßen, werden zudem ausgeschlossen. 

 

 

§ 3 

Anlageausschuss 

Die Gesellschaft kann sich bei der Auswahl der für das OGAW-Sondervermögen anzuschaf-

fenden und zu veräußernden Vermögensgegenstände des Rates eines Anlageausschusses 

bedienen. 

 

 

 

ANTEILKLASSEN 

§ 4 

Anteilklassen 

1. Für das OGAW-Sondervermögen können Anteilklassen im Sinne von § 16 Absatz 3 der 

AABen gebildet werden, die sich hinsichtlich der Ertragsverwendung, des Ausgabeauf-

schlags, der Währung des Anteilwertes einschließlich des Einsatzes von Währungskurs-

sicherungsgeschäften, der Verwaltungsvergütung, der Mindestanlagesumme oder einer 

Kombination dieser Merkmale unterscheiden. Die Bildung von Anteilklassen ist jederzeit 

zulässig und liegt im Ermessen der Gesellschaft. 
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2. Der Abschluss von Währungskurssicherungsgeschäften ausschließlich zugunsten einer 

einzigen Währungsanteilklasse ist zulässig. Für Währungsanteilklassen mit einer Wäh-

rungsabsicherung zugunsten der Währung dieser Anteilklasse (Referenzwährung) darf 

die Gesellschaft auch unabhängig von § 9 der AABen Derivate im Sinne des § 197 

KAGB auf Wechselkurse oder Währungen mit dem Ziel einsetzen, Anteilwertverluste 

durch Wechselkursverluste von nicht auf die Referenzwährung der Anteilklasse lauten-

den Vermögensgegenständen des OGAW-Sondervermögens zu vermeiden. 

 

3. Der Anteilwert wird für jede Anteilklasse gesondert errechnet, indem die Kosten der Auf-

legung neuer Anteilklassen, die Ausschüttungen (einschließlich der aus dem Fondsver-

mögen ggf. abzuführenden Steuern), die Verwaltungsvergütung und die Ergebnisse aus 

Währungskurssicherungsgeschäften, die auf eine bestimmte Anteilklasse entfallen, ggf. 

einschließlich Ertragsausgleich, ausschließlich dieser Anteilklasse zugeordnet werden. 

 

4. Die bestehenden Anteilklassen werden sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- 

und Halbjahresbericht einzeln aufgezählt. Die Anteilklassen kennzeichnenden Ausge-

staltungsmerkmale (Ertragsverwendung, Ausgabeaufschlag, Währung des Anteilwertes, 

Verwaltungsvergütung, Mindestanlagesumme oder Kombination dieser Merkmale) wer-

den im Verkaufsprospekt, und im Jahres- und Halbjahresbericht im Einzelnen beschrie-

ben. 

 

 

 

ANTEILSCHEINE, AUSGABEPREIS, RÜCKNAHMEPREIS,  

RÜCKNAHME VON ANTEILEN UND KOSTEN 

 

§ 5 
Anteile 

Die Anleger sind an den jeweiligen Vermögensgegenständen des OGAW-Sondervermögens 

in Höhe ihrer Anteile als Miteigentümer nach Bruchteilen beteiligt. 
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§ 6 
Ausgabe- und Rücknahmepreis 

1. Die Gesellschaft gibt für jede Anteilklasse im Verkaufsprospekt, den wesentlichen Anle-

gerinformationen, im Jahres- und Halbjahresbericht die erhobenen Ausgabeaufschläge 

an. 

 

2. Der Ausgabeaufschlag beträgt unabhängig von der Anteilklasse je Anteil bis zu 3,00 

Prozent des Anteilwertes. Es steht der Gesellschaft frei, für eine oder mehrere Anteil-

klassen einen niedrigen Aufgabeaufschlag zu berechnen oder von der Berechnung des 

Ausgabeaufschlags abzusehen. Das Nähere regelt der Verkaufsprospekt. 

 

3. Abweichend von § 18 Absatz 3 der AABen ist der Abrechnungsstichtag für Anteilabrufe 

und Rücknahmeaufträge spätestens der übernächste auf den Eingang des Anteilabrufs- 

bzw. Rücknahmeauftrags folgende Wertermittlungstag. Das Nähere regelt der Verkaufs-

prospekt. 

 

4. Ein Rücknahmeabschlag wird nicht erhoben. 

 

 

§ 7 
Kosten 

1. Vergütungen, die an die Gesellschaft zu zahlen sind 

 

Die Gesellschaft erhält für die Verwaltung des OGAW-Sondervermögens eine jährliche 

Vergütung in Höhe von bis zu 1,60 % des durchschnittlichen Nettoinventarwertes des 

OGAW-Sondervermögens in der Abrechnungsperiode, der aus den börsentäglich ermit-

telten Werten errechnet wird. Sie ist berechtigt, hierauf monatlich anteilige Vorschüsse 

zu erheben. Es steht der Gesellschaft frei, für eine oder mehrere Anteilklassen eine 

niedrigere Verwaltungsvergütung zu entnehmen. 
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2. Vergütung der Verwahrstelle 

 

Die Verwahrstelle erhält für Ihre Tätigkeit eine jährliche Vergütung in Höhe von bis zu 

0,10 % des durchschnittlichen Nettoinventarwertes des OGAW-Sondervermögens in der 

Abrechnungsperiode, der aus den börsentäglich ermittelten Werten errechnet wird, min-

destens jedoch jährlich 12.000 EUR zzgl. Umsatzsteuer ab dem 19. Monat nach Aufla-

gezeitpunkt. Sie ist berechtigt hierauf monatlich anteilige Vorschüsse zu erheben, 

 

3. Vergütungen, die an Dritte zu zahlen sind 

 

a. Die Gesellschaft zahlt für Kosten gesetzlich vorgeschriebener Repräsentanten und 

steuerlicher Vertreter eine jährliche Vergütung in Höhe von bis zu 0,05 % des durch-

schnittlichen Nettoinventarwertes des OGAW-Sondervermögens in der Abrech-

nungsperiode, der aus den börsentäglich ermittelten Werten errechnet wird. Die Ver-

gütung wird von der Verwaltungsvergütung gemäß Ziffer 1 nicht abgedeckt und somit 

dem OGAW-Sondervermögen zusätzlich belastet. 

 

b. Die Gesellschaft zahlt für Kosten und Leistungsentgelte Dritter, deren Dienste sich 

die Gesellschaft für den Abschluss und die Verwaltung von Derivative-Geschäften 

und für die Verwaltung von Sicherheiten solcher Derivate-Geschäfte (Collateral-

Management) bedient, eine jährliche Vergütung in Höhe von bis zu 0,10 % des 

durchschnittlichen Nettoinventarwertes des OGAW-Sondervermögens in der Abrech-

nungsperiode, der aus den börsentäglich ermittelten Werten errechnet wird. Dies be-

inhaltet insbesondere auch Leistungen Dritter im Rahmen der Erfüllung der Ver-

ordnung (EU) Nr. 648/2012 European Market Infrastructure Regulation (EMIR), unter 

anderem durch Meldungen an Transaktionsregister sowie Leistungen im Zusammen-

hang mit Rechtsträger-Kennungen und das zentrale Clearing von OTC-Derivaten. Die 

Vergütung wird von der Verwaltungsvergütung gemäß Ziffer 1 nicht abgedeckt und 

somit dem OGAW-Sondervermögen zusätzlich belastet. 

 

4. Zulässiger jährlicher Höchstbetrag 

 

Der Betrag, der jährlich aus dem OGAW-Sondervermögen nach den vorstehenden Zif-

fern 1, 2, 3 als Vergütung sowie Ziffer 5 Buchstabe m) als Aufwendungsersatz entnom-

men wird, kann insgesamt bis zu 1,95 % des durchschnittlichen Nettoinventarwertes des 
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OGAW-Sondervermögens in der Abrechnungsperiode, der aus den börsentäglich ermit-

telten Werten errechnet wird, betragen. 

 

5. Aufwendungen 

 

Neben den Vergütungen aus den vorstehenden Absätzen können die folgenden Auf-

wendungen dem OGAW-Sondervermögen belastet werden: 

 

a. bankübliche Depot- und Kontogebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kos-

ten für die Verwahrung ausländischer Vermögensgegenstände im Ausland;  

 

b. Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten gesetzlich vorge-

schriebenen Verkaufsunterlagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Verkaufspros-

pekt, Basisinformationsblatt);  

 

c. Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte, der Ausgabe- und 

Rücknahmepreise und ggf. der Ausschüttungen oder Thesaurierungen und des Auf-

lösungsberichtes;  

 

d. Kosten der Erstellung und Verwendung eines vertraglich oder gesetzlich vorgese-

henen dauerhaften Datenträgers, außer im Fall der Informationen über Verschmel-

zungen von Sondervermögen und außer im Fall der Informationen über Maßnah-

men im Zusammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei 

der Anteilwertermittlung;  

 

e. Kosten für die Prüfung des OGAW-Sondervermögens durch den Abschlussprüfer 

des OGAW-Sondervermögens;  

 

f. Kosten für die Bekanntmachung der Besteuerungsgrundlagen und der Bescheini-

gung, dass die steuerlichen Angaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts 

ermittelt wurden;  

 

g. Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung von Rechtsansprüchen durch die 

Gesellschaft für Rechnung des OGAW-Sondervermögens sowie der Abwehr von 
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gegen die Gesellschaft zu Lasten des OGAW-Sondervermögens erhobenen An-

sprüchen; 

 

h. Gebühren und Kosten, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das OGAW-

Sondervermögen erhoben werden;  

 

i. Kosten für Rechts- und Steuerberatung im Hinblick auf das OGAW-

Sondervermögen;  

 

j. Kosten sowie jegliche Entgelte, die mit dem Erwerb und/oder der Verwendung bzw. 

Nennung eines Vergleichsmaßstabes oder Finanzindizes anfallen können; 

 

k. Kosten für die Beauftragung von Stimmrechtsbevollmächtigten; 

 

l. Kosten für die Analyse des Anlageerfolges des OGAW-Sondervermögens durch 

Dritte; 

 

m. Kosten für die Bereitstellung von Analysematerial oder -dienstleistungen durch Dritte 

in Bezug auf ein oder mehrere Finanzinstrumente oder sonstige Vermögenswerte 

oder in Bezug auf die Emittenten oder potenziellen Emittenten von Finanzinstrumen-

ten oder in engem Zusammenhang mit einer bestimmten Branche oder einem be-

stimmten Markt bis zu einer Höhe von 0,10 % des durchschnittlichen Nettoinventar-

wertes des OGAW-Sondervermögens in der Abrechnungsperiode, der aus den bör-

sentäglich ermittelten Werten errechnet wird; 

 

n. Kosten im Zusammenhang mit der Anbahnung, Vorbereitung und Durchführung von 

Wertpapierdarlehensgeschäften und Wertpapierpensionsgeschäften für Rechnung 

des OGAW-Sondervermögens einschließlich der in Zusammenhang mit diesen Ge-

schäften an Dritte zu zahlenden Vergütungen; 

 

o. die in Zusammenhang mit dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensge-

genständen entstehenden Kosten (Transaktionskosten); 
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p. Steuern, insbesondere Umsatzsteuer, die anfallen im Zusammenhang mit den vor-

stehend in Buchstaben a) bis o) genannten und vom OGAW-Sondervermögen zu 

ersetzenden Aufwendungen. 

 

6. Definition der Abrechnungsperiode 

 

Die Abrechnungsperiode beginnt am 01.01. und endet am 31.12. eines Kalenderjahres. 

Die erste Abrechnungsperiode beginnt mit in Kraft treten der Änderungen, mit denen die 

Definition dieser Abrechnungsperiode in die Anlagebedingungen eingeführt wird, und 

endet am zweiten 31.12., der der Einführung in die Anlagebedingungen folgt.  

Für künftige Anteilklassen deren Auflegung nicht zum 01.01. eines Jahres erfolgt gilt: die 

erste Abrechnungsperiode beginnt mit Auflegung der Anteilklasse und endet mit dem 

zweiten 31.12., der der Auflegung folgt. 

 

7. Erwerb von Investmentanteilen 

 

Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausga-

beaufschläge und Rücknahmeabschläge offen zu legen, die dem OGAW-Sondervermö-

gen im Berichtszeitraum für den Erwerb und die Rücknahme von Anteilen im Sinne des 

§ 196 KAGB berechnet worden sind. Beim Erwerb von Anteilen, die direkt oder indirekt 

von der Gesellschaft selbst oder einer anderen Gesellschaft verwaltet werden, mit der 

die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung ver-

bunden ist, darf die Gesellschaft oder die andere Gesellschaft für den Erwerb und die 

Rücknahme keine Ausgabeaufschläge und Rücknahmeabschläge berechnen. Die Ge-

sellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht die Vergütung offen zu legen, 

die dem OGAW-Sondervermögen von der Gesellschaft selbst, von einer anderen (Kapi-

tal-) Verwaltungsgesellschaft oder einer anderen Gesellschaft, mit der die Gesellschaft 

durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist, als Ver-

waltungsvergütung für die im OGAW-Sondervermögen gehaltenen Anteile berechnet 

wurde. 
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ERTRAGSVERWENDUNG UND GESCHÄFTSJAHR 
§ 8 

Ausschüttung 

1. Für die ausschüttenden Anteilklassen schüttet die Gesellschaft grundsätzlich die wäh-

rend des Geschäftsjahres für Rechnung des OGAW-Sondervermögens angefallenen 

und nicht zur Kostendeckung verwendeten Zinsen, Dividenden und sonstigen Erträge 

unter Berücksichtigung des zugehörigen Ertragsausgleichs aus. Realisierte Veräuße-

rungsgewinne können – unter Berücksichtigung des zugehörigen Ertragsausgleichs –

ebenfalls zur Ausschüttung herangezogen werden. 

 

2. Ausschüttbare Erträge gemäß Absatz 1 können zur Ausschüttung in späteren Ge-

schäftsjahren insoweit vorgetragen werden, als die Summe der vorgetragenen Erträge 

15 Prozent des jeweiligen Wertes des OGAW-Sondervermögens zum Ende des Ge-

schäftsjahres nicht übersteigt. Erträge aus Rumpfgeschäftsjahren können vollständig 

vorgetragen werden. 

 

3. Im Interesse der Substanzerhaltung können Erträge teilweise, in Sonderfällen auch voll-

ständig zur Wiederanlage im OGAW-Sondervermögen bestimmt werden. 

 

4. Die Ausschüttung erfolgt jährlich innerhalb von vier Monaten nach Schluss des Ge-

schäftsjahres. 

 

5. Zwischenausschüttungen sind jederzeit zulässig. Über bereits geplante Zwischenaus-

schüttungen wird im Halbjahres- oder Jahresbericht informiert. 

 

 

§ 9 

Thesaurierung der Erträge 

Für die thesaurierenden Anteilklassen legt die Gesellschaft die während des Geschäftsjahres 

für Rechnung des OGAW-Sondervermögens angefallenen und nicht zur Kostendeckung 

verwendeten Zinsen, Dividenden und sonstige Erträge – unter Berücksichtigung des zugehö-

rigen Ertragsausgleichs – sowie die Veräußerungsgewinne der thesaurierenden Anteilklas-

sen im OGAW-Sondervermögen wieder an. 
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§ 10 
Geschäftsjahr 

Das Geschäftsjahr des OGAW-Sondervermögens beginnt am 01. 01. und endet am 31.12. 

 

 

§ 11 

Rückgabebeschränkung 

Die Gesellschaft kann die Rücknahme beschränken, wenn die Rückgabeverlangen der 

Anleger mindestens 10 % des Nettoinventarwertes erreichen (Schwellenwert). 

 

 


